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Liebe Mitglieder,

die bisherige Gesundheitsministerin hat vor der Som-
merpause ihr umstrittenes Gesetz zur Stabilisierung 
der Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV), das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz, 
durch den Bundestag und Bundesrat gebracht. Die 
meisten Änderungen, die dieses Gesetz mit sich bringt, 
treten zum 01.01.2027 in Kraft.

Die DAK Mitgliedergemeinschaft e.V. sieht das GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz (BStabG) - bei An-
erkennung einzelner positiver Maßnahmen - dennoch 
in wesentlichen Punkten sehr kritisch. Wir hätten uns 
seitens der Politik gegenüber einzelnen Lobbyisten/
Lobbygruppen eine konsequentere Durchsetzung der 
ursprünglichen Einsparungen gewünscht.

Der Grundsatz, die Ausgaben an den Einnahmen aus-
zurichten, ist richtig, stellt eine Binsenweisheit dar und 
wird bereits seit Langem gefordert! Aber genau dieser 
Ansatz wird im Detail ausgehöhlt. Das ursprüngliche 
Einsparvolumen in Höhe von ca. 19,3 Mrd. € schrumpf-
te u.a. dadurch, dass einzelne Lobbygruppen sehr mas-
siv Einfluss genommen und Konsequenzen angedroht 
haben, auf ca. 16,3 Mrd. €.

Schon heute ist klar: Die Beitragszahlenden der GKV 
werden erneut massiv belastet, obwohl sie bereits in 
den Jahren 2025 und 2026 durch steigende Zusatzbei-
träge mit erheblichen Mehrbelastungen in der Größen-
ordnung von ca. 50 Mrd. € konfrontiert wurden. Wei-
terhin werden viele gesamtgesellschaftliche Kosten auf 
die Beitragszahlenden abgewälzt; ein fairer Ausgleich 
dieser Kosten bleibt aus. Allein die medizinischen 
Behandlungskosten der Empfänger/innen von Grundsi-
cherungsleistungen summieren sich auf mindestens 12 

Mrd. € jährlich. Statt einem 
Ausgleich dieser Kosten 
sind deutliche Kürzungen 
(1,75 Mrd. €) geplant.
 
Zuvor wurden durch poli-
tische Entscheidungen die 
Rücklagen der Kassen, die 
für Krisenzeiten gedacht 
waren, aufgezehrt, und 
dies trotz klarer Warnungen 
der Kassen und der sozia-
len Selbstverwaltung. Die 
Konsequenzen tragen nun 
wieder die Beitragszahlenden
 Das ist weder gerecht noch nachhaltig.

Eine echte Stabilisierung gelingt nur, wenn alle Beteilig-
ten ihren Beitrag leisten: Alle Leistungserbringer eben-
so wie der Staat. Der Bund und die Länder, entziehen 
sich weiterhin ihrer gesetzlichen Verantwortung.
 
Wer von der GKV profitiert und Verantwortung trägt, 
darf sich nicht länger aus der Verantwortung stehlen!

In der Pflegeversicherung zeigt sich ein ähnliches Bild: 
Die mit dem Pflegeneuordnungsgesetz (PNOG) geplan-
ten Maßnahmen belasten vor allem Pflegebedürftige, 
Angehörige und Beitragszahlende. Weder ist die Rück-
zahlung der Corona-Hilfen in Höhe von ca. 4-5 Mrd. € 
noch die Übernahme von Investitionskosten für statio-
näre Pflegeeinrichtungen durch die Länder vorgesehen.

Dabei könnten genau diese Schritte das Defizit deutlich 
reduzieren und die Eigenanteile der Pflegebedürftigen 
und deren Angehörige spürbar um mindestens 500 
Euro monatlich senken. –. Stattdessen steigen die 

Ansprechpartner und Anschrift der 

DAK Mitgliedergemeinschaft e.V. - Geschäftsstelle
c/o Roland Hoffbauer

Willy-Brandt-Str. 403 • 50389 Wesseling

Tel.: 02236/9299095 • Fax: 02236/9299096 
Mail: geschaeftsstelle@dak-mitgliedergemeinschaft.de

Einladung zur 
Mitgliederversammlung
am Dienstag, 29.09.2026,

Beginn 17:30 Uhr, in Hamburg

(Tagesordnung siehe Seite 6)

August 2026
Berichte – Hinweise – Aktuelles – für Sie von i & m

Meinhard Johannides ©Privat
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Kosten weiter und die politisch Verantwortlichen verlie-
ren aus dem Blick, dass immer mehr Pflegebedürftige 
auf Sozialhilfe angewiesen sind.

Weitere versicherungsfremde Leistungen, wie z. B. 
Rentenbeiträge für pflegende Angehörige (5 Mrd. €), 
belasten die Pflegeversicherung erheblich, obwohl sie 
gesamtgesellschaftlich finanziert werden müssten.

Diese Reform weicht echter Verantwortung aus!

Kranken- und Pflegeversicherung dürfen nicht länger 
zur Entlastung des Bundeshaushalts herangezogen 
werden.

Blick auf unsere DAK-Gesundheit:

Positiv ist, dass es in den zurückliegenden und auch 
im laufenden Jahr gelungen ist unnötige Ausgaben zu 
vermeiden. Damit konnte auch ein Beitrag zur Stabili-
sierung des Zusatzbeitrags erzielt werden.
 
Erfreulich ist, dass es trotz einer Erhöhung des Zu-
satzbeitrags zum 01.01.2026 gelungen ist, zahlreiche 
neue Mitglieder zu gewinnen und viele Mitglieder, die 

die Kasse verlassen wollten, von den guten Leistungen 
der DAK-Gesundheit zu überzeugen.

Die hierfür eingesetzten Maßnahmen unterstützen wir 
ausdrücklich und appellieren, weiterhin auf ein seriö-
ses Auftreten – das bei dem einen oder anderen Mitbe-
werber nicht an den Tag gelegt wird - zu setzen.

Die DAK-Mitgliedergemeinschaft e.V. dankt allen Be-
teiligten für ihren Einsatz.
 
Den weiteren Gesetzgebungsprozess und die geplan-
ten strukturellen Veränderungen werden wir aufmerk-
sam verfolgen und uns weiterhin als soziale Selbstver-
waltung einbringen.

Ihr

Meinhard Johannides
Vorsitzender

Liebe Mitglieder der DAK-Mitgliedergemeinschaft,
sehr geehrte Leserinnen und Leser,

Gesundheit ist eines der wertvollsten Güter, die wir 
besitzen. Doch wenn wir über die Zukunft unseres 
Gesundheitswesens sprechen, sollten wir unseren Blick 
besonders auf diejenigen richten, die diese Zukunft ein-
mal gestalten werden: unsere Kinder und Jugendlichen. 

Studien und Berichte belegen, dass Gesundheit und Bil-
dung bereits früh im Leben maßgeblich von den sozialen 
Lebensbedingungen geprägt werden. Der sozioökonomi-
sche Status (SES) – bestehend aus Einkommen, Bildung 
und Beruf – ist ein zentraler Gesundheitsfaktor. Ein nied-
riger Status korreliert direkt mit einer höheren Krank-
heitslast und geringerer Lebenserwartung, während 
verbesserte sozioökonomische Verhältnisse nachweislich 
zu besseren Gesundheitsoutcomes führen (Höbel/Müters 
2024, https://doi.org/10.5771/0342-300X-2024-3-172). 
Kinder aus benachteiligten Familien haben häufig 
schlechtere Chancen auf ein gesundes Aufwachsen. Die-
se Unterschiede begleiten viele Menschen oft ein Leben 
lang. Umso wichtiger ist es, frühzeitig gegenzusteuern.

Genau hier setzt Prävention an. Sie ist weit mehr als 
die Vermeidung von Krankheiten. Prävention schafft 
Chancen, stärkt Gesundheitskompetenz und ermög-
licht Kindern einen besseren Start ins Leben. Besonders 
erfreulich ist daher, dass wir als Verwaltungsrat der 
DAK-Gesundheit Programme wie das Ihnen/ euch be-
kannte fit4future, das einen wichtigen Beitrag leistet, 
unterstützen. Die positiven Ergebnisse zeigen ein-
drucksvoll, dass Bewegung, gesunde Ernährung und 
die Förderung der psychischen Gesundheit bereits im 

Kindesalter nachhaltige Wir-
kungen entfalten können.

Gleichzeitig erleben wir 
vielerorts, wie engagierte 
Menschen, Vereine, Schu-
len und Kommunen krea-
tive Wege finden, Kinder 
für Bewegung und einen 
gesunden Lebensstil zu be-
geistern. Solche Initiativen 
verdienen unsere Unterstüt-
zung, denn sie investieren 
in das Wichtigste, was wir 
haben: die nächste Generation.

Wenn heute viel über „Longevity“, also ein langes und 
gesundes Leben, gesprochen wird, dann sollten wir 
nicht vergessen, wo die Grundlage dafür gelegt wird. 
Ein gesundes Leben beginnt nicht erst im Erwachse-
nenalter, sondern in der Kindheit. Wer früh lernt, Ver-
antwortung für die eigene Gesundheit zu übernehmen, 
profitiert davon häufig ein Leben lang. Deshalb bleibt 
für mich eine Überzeugung besonders wichtig: Die Ge-
sundheit unserer Kinder sollte uns mehr wert sein.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen eine interessante 
Lektüre und danke Ihnen für Ihr Engagement in unse-
rer DAK-Mitgliedergemeinschaft e.V.

Ihr
Roman G. Weber
Vorsitzender des Verwaltungsrates 
der DAK-Gesundheit

Gesundheit - die nächste Generation

Roman G. Weber ©Privat
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Personen, die Pflegegeld beziehen, erhalten regelmä-
ßig einen speziellen Beratungsbesuch in ihrer häus-
lichen Umgebung. Diese Beratungsbesuche werden in 
der Regel von ambulanten Pflegediensten durchgeführt 
und von den Versicherten äußerst positiv bewertet. Fra-
gen, die seitens der Versicherten bei diesen Beratungs-
besuchen gestellt wurden, konnten zu rund 94 Prozent 
direkt beantwortet werden.

Neben den positiven Ergebnissen wurde allerdings 
auch in zwei Prozent aller Fälle festgestellt, dass die 
Pflege nicht sichergestellt ist. Solche Situationen treten 
insbesondere auf, wenn pflegende Angehörige überlas-
tet sind. Der Evaluationsbericht empfiehlt eine engere 
Verzahnung der Beratungsbesuche mit der umfas-
senden Pflegeberatung der Pflegekassen, damit die 
Pflegekassen ihren Versicherten frühzeitig passgenaue 
Unterstützung anbieten können.

Hintergrund für die Evaluation ist, dass der GKV-Spit-
zenverband dem Bundesministerium für Gesundheit im 
dreijährigen Rhythmus einen Bericht über die Pflege-
beratung und die Pflegeberatungsstrukturen vorlegen 
muss. Der Bericht ist auf der Seite des GKV-Spitzen-
verbandes unter https://www.gkv-spitzenverband.de/
media/dokumente/pflegeversicherung/beratung_und_
betreuung/pflegeberatung/2026-06_Bericht_des_GKV-
Spitzenverbandes_7a_Absatz_9_SGB_XI.pdf einsehbar 
und kann dort heruntergeladen werden.

Dem Bericht zur Evaluation der Pflegeberatung des 
IGES-Instituts ist zu entnehmen, dass rund 87 Prozent 
der Versicherten mit der Pflegeberatung ihrer Pflege-
kasse zufrieden sind. Dies entspricht einer Verbes-
serung um fast fünf Prozent gegenüber der letzten 
Erhebung, die im Jahr 2023 durchgeführt wurde. Die 
Evaluationen wurden jeweils vom GKV-Spitzenverband 
in Auftrag gegeben.

Danach bieten die Pflegekassen ihren Versicherten ein 
verlässliches und hoch qualifiziertes Beratungsangebot 
an, das von den Versicherten als neutral und fachlich 
kompetent wahrgenommen wird.
 
Verbesserungsbedarf wird auf Seiten der Versicherten 
bei der Sichtbarkeit der Beratungsangebote und der 
Nutzung digitaler Formate gesehen.

Aus der Erhebung ist erkennbar, dass der Trend in 
Richtung Beratung in der Häuslichkeit geht. Unabhän-
gig davon beträgt der Anteil an telefonischer Beratung 
ca. 43 Prozent; der Anteil an videogestützter Beratung 
ist sehr gering und beträgt aktuell weniger als ein  
Prozent.

Die Pflegekassen informieren ihre pflegebedürftigen 
Versicherten über das Beratungsangebot; dennoch ist 
festgestellt worden, dass knapp einem Drittel die Pfle-
geberatung nicht bekannt ist.

Große Zufriedenheit mit der Pflegeberatung durch Pflegekassen

Seit Herbst 2020 bis Mitte Juni 2026 wurden seitens 
des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizin-
produkte (BfArM) insgesamt 78 digitale Gesund-
heitsanwendungen (DIGA) in das sogenannte Fast-
Track-Verfahren aufgenommen.

Beim BfArM wird ein Verzeichnis der zugelasse-
nen DIGA geführt, das über die Seite https://www.
bfarm.de/DE/Medizinprodukte/Portale/DiGA-Di-
PA/_node.html einsehbar ist; auch der entsprechen-
de Leitfaden zum Fast-Track-Verfahren kann dort 
eingesehen und heruntergeladen werden.

Von diesen 78 DIGA konnten 16 DIGA ihren positiven 
Versorgungseffekt gegenüber dem BfArM direkt be-
legen und wurden dauerhaft in das Verzeichnis aufge-
nommen.

Weitere 62 DIGA wurde zunächst zur Erprobung in das 
entsprechende Verzeichnis aufgenommen. Hiervon 
wurden 27 Anwendungen zu einem späteren Zeitpunkt 
ganz oder mit einer Teilstreichung (z.B. des Indika-
tionsumfangs) dauerhaft gelistet.

Von den vorläufig aufgenommenen DIGA befinden sich 
noch 9 Anwendungen in der laufenden Erprobung; 19 
DIGA wurden vom BfArM gestrichen, da ein positiver 

Versorgungseffekt gegenüber dem BfArM nicht nach-
gewiesen werden konnte.

Mit Stand Mitte Juni 2026 sind somit 59 DIGA aktiv im 
Verzeichnis des BfArM gelistet und können zulasten 
der GKV verordnet und genehmigt werden.

Für 43 DIGA wurden bisher Vergütungsbeträge gebil-
det, die per Vereinbarung oder Schiedsspruch zustande 
kamen. Der durchschnittlich für eine DIGA zu zahlen-
der Betrag liegt bei 288 Euro pro Quartal. Aufgrund 
der Vereinbarungen liegt der Preis deutlich niedriger 
als derjenige, der seitens der Hersteller im ersten Jahr 
nach Einführung bestimmt wurde.

Mit dem Gesetz für Daten und digitale Innovationen im 
Gesundheitswesen (GeDIG) läuft – neben dem bereits 
verabschiedeten GKV-Beitragssatzstabilisierungsge-
setz (BStabG) - ein weiteres Gesetzgebungsverfahren, 
dessen Regelungen auch die Versorgung mit digitalen 
Gesundheitsanwendungen betreffen.

Die Empfehlungen der Finanz Kommission Gesundheit 
vom 30.03.2026, die die Preisfreiheit der DIGA-Herstel-
ler im ersten Jahr und die noch geltende Erprobungs-
regelung betroffen hätten, wurden in den Gesetzge-
bungsverfahren nicht aufgegriffen.

Digitale Gesundheitsanwendungen (DiGa)
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erhöht sich die Rente und 
man fällt nicht in die Für-
sorge.

Wir erinnern uns, die Für-
sorge, z.B. bei Bedürftig-
keit, finanziert sich durch 
Steuergelder. Deshalb er-
stattet der Bund als Gesetz-
geber und Auftraggeber die 
entsprechenden Rententeile 
(Bundeszuschuss) der Ren-
tenversicherung.

Ich habe manchmal das Gefühl, dass dies in der 
Diskussion vergessen wird.

Auch, dass in früheren Jahren der Gesetzgeber durch 
Rentenregelungen, wie Renten z.B. wegen Arbeitslosig-
keit und Altersteilzeit den Arbeitsmarkt entlastet hat. 
Heute heißt es umgekehrt: „Bitte wieder länger 
arbeiten“.
 
Mal sehen wann sich das Rad wieder dreht?

Die zwei Säulen von Herakles markierten im Altertum 
das Ende der damals bekannten Welt.

Ich hoffe, dass die drei Säulen der sozialen Sicherung 
wie Versorgung, Fürsorge und Versicherung noch nicht 
am Ende sind.

Wir erinnern uns:
Versorgung, wie Beamtenpensionen und Fürsorge, 
wie die Grundsicherung, werden ausschließlich durch 
Steuergelder finanziert. Dagegen die Versicherung, wie 
die Rente, basiert zum größten Teil auf eine Beitrags-
leistung durch Versicherte und Arbeitgeber.

Vielleicht ist es im Laufe der Zeit in Vergessenheit ge-
raten, dass die Rente als Lohn- (z.B. Altersrente) - und 
Unterhaltersatz (z.B. Witwenrente) eingeführt wurde.

Wer viel und lange Beiträge einzahlt, je höher ist die 
Rente. Im Laufe der Zeit, kam es, wahrscheinlich aus 
Vereinfachungsgründen, zu einer Verschiebung von 
Leistungen ohne Beitragsleistung zur Versicherung: 
Kindererziehungszeiten, Zurechnungszeiten, Mindest-
rentenregelung und Grundrentenzuschlag. Dadurch 

Gedanken zur Rente

Der erste Bericht der Finanzkommision Gesundheit 
zur Stabilisierung des Beitragssatzes zur gesetzlichen 
Krankenversicherung vom 30. März 2026 hat den 
politischen Akteuren eine Vielfalt von Handlungsmög-
lichkeiten aufgezeigt. Entsprechend vielfältig war dann 
auch der Aufschrei der jeweils Betroffenen. 

Mit der zentralen Empfehlung zu Rückkehr zu einer 
einnahmeorientierten Ausgabenpolitik spricht der 
Kommission eine Empfehlung zur Umsetzung einer 
absoluten Selbstverständlichkeit aus. Insbesondere 
seit 2019 hat sich der Ausgabenanstieg in der GKV 
sektorenübergreifend deutlich beschleunigt. Gesetz-
liche Regelungen der vergangenen Jahre haben dabei 
in fast allen Leistungsbereichen ausgabenbegrenzende 
Instrumente und Wirtschaftlichkeitsanreiz geschwächt. 
Mit einem vorgeschlagenen Anteil von ca. 45 % am 
Einsparvolumen hat die Kommission dieser Tatsache 
Rechnung getragen.

Die Zuzahlungsregelungen sind seit 2004 weitestge-
hend unverändert. Eine realwertige Erhöhung der Zu-
zahlungsbegrenzungen um 50 %: wird vorgeschlagen. 
Mindestbetrag von 5 € auf 7,50 €; Höchstbetrag von 
10 € auf 15 €. Die Erhöhung der Zuzahlung kommt 
zum 01.01.2027. Ausdrücklich zu betonen: Die Belas-
tungsgrenzen bleiben unverändert. Versicherte können 
sich von der Zuzahlung befreien lassen, wenn sie 2 
Prozent – beziehungsweise 1 Prozent bei chronisch 
Kranken – des zum Lebensunterhalt zur Verfügung 
stehenden Bruttoeinkommens in einem Kalenderjahr 
für Zuzahlungen geleistet haben. 

Mit einem Volumen von 
ca. 12,5 Mrd. € trifft die 
Forderung nach Erstattung 
versicherungsfremder Leis-
tungen den Bund. Hier geht 
es im Wesentlichen um 
der unzureichende Finanz-
zuweisungen für Grundsi-
cherungsgeldbeziehende. 
Durch die Verweigerung 
einer maßgeblichen Erhö-
hung der Zuweisung durch 
das Finanzministerium, 
unter Verweis auf die Haus-
haltslage, ergeben sich signifikante Veränderungen der 
Belastung. So steigen die potenziellen Belastungen der 
Patienten, bei vollständiger Übernahme der Vorschläge 
der Finanzkommission, von ca. 10 % auf ca. 15 %.

Bereits im vergangenen Jahr hat die DAK-Mitgliederge-
meinschaft e.V. im Verwaltungsrat der DAK-Gesundheit 
einer Klage gegen die unzureichende Finanzierung der 
Gesundheitsversorgung zugestimmt. Die entsprechen-
de Klage ist zwischenzeitlich eingereicht!

Quelle: 
Finanzkommission Gesundheit, BMG 03/2026
www.finanzkommission-gesundheit.de

Verteilung der Belastung auf viele Schultern

Herbert Bock ©Privat

Roland Hoffbauer ©Privat
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Aufgrund des guten Wahlergebnisses bei den Sozial-
wahlen steht der DAK-Mitgliedergemeinschaft e.V. in 
zahlreichen Bereichen das Recht zu, für die Besetzung 
der Versichertenberater/innen-Stellen geeignete Perso-
nen vorzuschlagen. 

Zurzeit sind mehrere dieser Versichertenberater/in-
nen-Stellen nicht besetzt. Interessierte können sich an 
die Geschäftsstelle der DAK-Mitgliedergemeinschaft 

e.V. wenden, um zu erfahren, ob in ihrem Bereich eine 
vakante Versichertenberater-Stelle zu besetzen ist. 

Versichertenberater/innen unterstützen Andere bei 
Fragen zur gesetzlichen Rentenversicherung und bei 
der Beantragung von Renten. Für diesen ehrenamtli-
chen Einsatz wird den Versichertenberatern seitens der 
Deutschen Rentenversicherung Bund eine Aufwands-
entschädigung gezahlt.

Werden Sie ehrenamtliche(r) Versichertenberater(in)!

Das Thema Digitalisierung ist in aller Munde. Die 
DAK-Mitgliedergemeinschaft möchte allen Mitgliedern 
anbieten, die „i & m“-Informationen und weitere Nach-
richten aus dem Gesundheitsbereich künftig digital 
zu erhalten. Unter Beachtung der Bestimmungen der 
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) wird Ihre 

Mailadresse ausschließlich für den Versand unserer 
Informationen gespeichert und verwendet. Wir bitten 
Sie deshalb, die nachfolgende Erklärung auszufüllen 
und per Post, Fax oder Mail (Details siehe Seite 1) an 
die Geschäftsstelle der DAK-Mitgliedergemeinschaft zu 
senden. Vielen Dank! 

Digitaler Versand der i & m - Informationen

Erklärung zum Versand der i & m – Informationen an meine Mailadresse

Ich erkläre mich damit einverstanden, dass ich die „i & m Nachrichten“ künftig per Mail erhalte.

Vorname und Name: ………………………………………………………………………………………………………………

Mailadresse: …………………………………………………………………………………………………………………………

Unterschrift: …………………………………………………………………………………………………………………………

Als Brief senden an: DAK-Mitgliedergemeinschaft e.V., c/o Roland Hoffbauer, Willy-Brandt-Straße 403, 
50389 Wesseling oder per Fax 02236/9299096 oder per E-Mail an info@dak-mitgliedergemeinschaft.de

Impressum:

Herausgeber

DAK-Mitgliedergemeinschaft e.V. • Geschäftsstelle: Willy-Brandt-Straße • 403, 50389 Wesseling

Telefon: 02236/9299095 • Fax: 02236/929996 • Mail: geschaeftsstelle@dak-mitgliedergemeinschaft.de • www.dak-mitgliedergemeinschaft.de

Die mit Namen gekennzeichneten Artikel geben nicht zwingend die Meinung der DAK-Mitgleidergemeinschaft e.V. wieder.

Verantwortlich: Meinhard Johannides • Redaktion: Roland Hoffbauer • Druck: LM DRUCK + MEDIEN GmbH, Freudenberg

Quelle: 
Finanzkommission Gesundheit, BMG 03/2026

Darstellung der prognostizierten Finanzwirkung
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Liebe Mitglieder, sehr geehrte Damen und Herren,

gemäß § 7 Abs. 1a unserer Satzung lade ich Sie zu unserer Mitgliederversammlung

am Dienstag, dem 29.09.2026, Beginn: 17:30 Uhr
in der Zentrale der DAK-Gesundheit
Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

herzlich ein.

Diese Einladung legen Sie bitte als Mitgliedsausweis vor!

Tagesordnung

	 1.	 Begrüßung

	 2.	 Feststellung der Beschlussfähigkeit

	 3.	 Genehmigung der Niederschrift über die Mitgliederversammlung
		  vom 23.09.2025

	 4.	 Berichte
			   a.	 Bericht des Vorsitzenden und des Fraktionsvorsitzenden
			   b.	 Bericht des Geschäftsführers
			   c.	 Bericht der Schatzmeisterin

	 5.	 Bericht der Rechnungsprüfer

	 6.	 Aussprache 
			   a.	 zu den Berichten 4a – 4c
			   b.	 Entlastung des Vorstandes und der Schatzmeisterin

	 7.	 Wahlen des/der
		  a.	Vorsitzende/n            b. stv. Vorsitzenden        c. Geschäftsführer/in
		  d.	Schatzmeister/in        e. Schriftführer/in           f. Beisitzer/innen
		  g.	Rechnungsprüfer/in

	 8.	 Verschiedenes

Evtl. anfallende Reisekosten gehen zu Ihren Lasten. 
Schon heute wünsche ich Ihnen/Euch eine angenehme und sichere Anreise.

Mit freundlichen Grüßen

Meinhard Johannides
Vorsitzender

Einladung zur Mitgliederversammlung der DAK-Mitgliedergemeinschaft e.V.


